Das Büro des Verfassungsrats





Botschaft zum Verordnungsentwurf über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats





Sehr geehrte Damen und Herren Verfassungsräte





Das Büro unterbreitet Ihnen hiermit den Verordnungsentwurf über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats. Damit leistet es der Geschäftsordnung des Verfassungsrats, insbesondere den Artikeln 22 und 23, Folge.





Die vorgeschlagene Aufteilung der Sachbereiche auf die Kommissionen beruht auf eingehenden Überlegungen, die sich namentlich aus einem Dokument des Lenkungsausschusses des Projekts "Verfassungsrevision" ergeben haben.





Der Verordnungsentwurf wird Ihnen in der vorliegenden Botschaft vorgestellt, die sich wie folgt gliedert:





Zielsetzung	S. 1


Erfahrungen anderer Kantone	S. 1


Ausgangslage	S. 2


Antrag	S. 3


Schlusswort	S. 5





Zielsetzung





Mit der Aufteilung der Sachbereiche unter den Kommissionen verfolgte man die nachstehenden Ziele:





Logische Aufteilung der Sachbereiche. Jeder Sachbereich sollte in etwa einem Kapitel der neuen Verfassung entsprechen. Vereint man alle von den Kommissionen verfassten Artikel, könnte sich daraus ein Vorentwurf zur neuen Verfassung ergeben. Themen, die offensichtlich zusammengehören, sollten einer einzigen Kommission anvertraut werden. Dies ist zum Beispiel bei Parlament und Regierung der Fall, da jede Entscheidung zu einer Behörde sich auch auf die andere auswirkt. Nur wenn sich also eine einzige Kommission mit beiden Aspekten auseinander setzt, können konsequente und logische Entscheidungen gewährleistet werden.


Gerechte Aufteilung des Arbeitspensums. Jeder Verfassungsrat und jede Verfassungsrätin soll gleich stark in die Ausarbeitung des neuen Grundgesetzes einbezogen werden. Diesem Ziel könnte man nicht gerecht werden, wenn man einer oder zwei Kommissionen ein sehr breites Aufgabenfeld übertragen und den übrigen die weniger wichtigen Themen überlassen würde. Durch eine derartige Aufteilung würden sowohl die überlasteten Verfassungsräte frustriert als auch jene, die ein scheinbar weniger spannendes Thema hätten. Eine gerechte Aufteilung des Arbeitspensums erleichtert auch die Koordination und Planung der Kommissionssitzungen, und es gelten für alle die gleichen Fristen zur Einreichung der Berichte.


Klarer Auftrag an jede Kommission, um Kompetenzkonflikte zu vermeiden. Wenn eine Kommission beispielsweise als Thema "politische Rechte" und eine andere die "Kantonsbehörden" erhält, besteht das Risiko, dass beide Bestimmungen über die Volkswahl verfassen. Also müssen die Aufgabenbereiche von Anfang an klar festgelegt werden. Wenn sich später dennoch Kompetenzkonflikte ergeben, werden sie von der Koordinationsstelle des Verfassungsrats, der Präsidentenkonferenz, gelöst.


Gewisse Themen betreffen aber naturgemäss mehrere Sachbereiche (nachhaltige Entwicklung, Gesundheitsschutz u.ä.). Sie müssen von mehreren Kommissionen unter unterschiedlichen politischen Gesichtspunkten bearbeitet werden können (Staatsaufgaben, Grundrechte usw.), ohne dass die Präsidentenkonferenz eingreift und das Thema einer einzigen Kommission zuweist.





Erfahrungen anderer Kantone





Es ist durchaus sinnvoll, die Strukturen zu vergleichen, die sich die verfassunggebenden Gremien in fünf andere Kantonen gegeben haben. Drei davon haben ihre Arbeiten bereits abgeschlossen (Jura 1977, Basel-Land 1984 und Solothurn 1986), während in zweien (Basel-Stadt und Waadt) die Verfassungsrevision noch in vollem Gang ist.





Die verfassunggebenden Organe zählten 50 (Jura) bis 180 Mitglieder (Waadt) und setzten vier bis acht Sachbereichskommissionen ein. Allerdings wurden zum Teil noch Unterkommissionen eingesetzt.





Die Anzahl Kommissionsmitglieder geht von 9 (Basel-Stadt) bis 30 (Waadt), was entscheidend von der Stärke des verfassunggebenden Organs selbst abhängt. Schafft man zu grosse Kommissionen, kann dies auf Kosten der Effizienz gehen: Wohl kann man zu 30 noch eine Frage analysieren, doch gestaltet sich die Redaktionsarbeit bei so vielen Mitgliedern schwierig.





Sämtliche verfassunggebenden Organe haben sich mit den Hauptthemen auseinander gesetzt, die normalerweise in jeder Kantonsverfassung enthalten sind: allgemeine Bestimmungen, Grundrechte, Staatsaufgaben, politische Rechte, Kantonsbehörden, territoriale Struktur, Kirchen, Finanzfragen, Übergangs- und Schlussbestimmungen. Zur Aufteilung dieser Themen unter den Kommissionen hat jede verfassunggebende Versammlung eine eigene Lösung ausgearbeitet. So wurden bestimmte Unterthemen für wichtig genug erachtet, um sie vom Hauptthema gesondert zu diskutieren. Im Kanton Basel-Land hat sich beispielsweise eine Kommission mit den Staatsaufgaben ohne Bildung und Kultur befasst. Für diese Themen wurde eine eigene Kommission eingesetzt. Sämtliche Kantone haben hingegen offensichtlich zusammenhängende Sachbereiche einer einzigen Kommission anvertraut. Dies war namentlich der Fall für Fragen der territorialen Struktur (Gemeindezusammenschlüsse, Zusammenarbeit zwischen Gemeinden, Bezirke usw.) und die Bestimmungen über die politischen Behörden des Kantons.





Ausgangslage





Abgesehen von der allgemeinen Zielsetzung und den Lösungen anderer Kantone ist das Büro bei der Ausarbeitung des vorliegenden Vorschlags erstens von der vom Staatsrat beantragten Neugliederung der Verfassung und zweitens von der Geschäftsordnung des Verfassungsrats ausgegangen. 





Gliederungsvorschlag des Staatsrats





Der Staatsrat hatte im Hinblick auf die Abstimmung vom 13. Juni 1999 übe den Grundsatz der Totalrevision einen Vorschlag vorgelegt, nach dem sich die neue Verfassung in zehn Kapitel gliedert:


Kapitel 1: Allgemeine Grundsätze


Kapitel 2: Grundrechte und –pflichten


Kapitel 3: Staatsaufgaben


Kapitel 4: Politische Rechte


Kapitel 5: Kantonsbehörden


Kapitel 6: Finanzordnung


Kapitel 7: Territoriale Struktur


Kapitel 8: Anerkannte Kirchen und andere Religionsgemeinschaften


Kapitel 9: Verfassungsrevision


Kapitel 10: Übergangs- und Schlussbestimmungen





Diese Gliederung kann als Ausgangslage zur Sachbereichsaufteilung unter den Kommissionen dienen, doch kann man sie nicht unverändert übernehmen. Wohl hätte sie den Vorteil, der Gliederung der Verfassung zu entsprechen. Der Nachteil wäre allerdings, dass bestimmte Kommissionen viel grössere und ev. interessantere Aufträge erhielten als andere (z.B. Vergleich zwischen dem Auftrag der Kommission 5 "Kantonsbehörden" und 10 "Übergangs- und Schlussbestimmungen").





Bestimmungen der Geschäftsordnung





Die Geschäftsordnung des Verfassungsrats enthält Vorschriften, die sich direkt auf die Anzahl der zu schaffenden Kommissionen auswirkt:


Art. 22: Die Kommissionen bestehen aus je 5 bis 17 Mitgliedern.


Art. 26 Abs. 2: Jede Verfassungsrätin und jeder Verfassungsrat ist Mitglied mindestens einer, jedoch höchstens von zwei Sachbereichskommissionen (angesichts von Art. 22 ergibt sich daraus eine Mindestzahl von 8 Kommissionen. Würde man nämlich 7 einsetzen, würde jede mindestens 18 Mitglieder zählen.).


- Art. 38 Abs. 2 und 3: Jede Fraktion hat Anspruch darauf, in jeder Sachbereichskommission vertreten zu sein (angesichts von Art. 26 Abs. 2 folgt daraus eine Höchstzahl von 14 Sachbereichskommissionen). Jede Fraktion hat Anspruch darauf, die Präsidentin oder den Präsidenten einer Sachbereichskommission zu stellen (daraus folgt eine Mindestzahl von 7 Kommissionen).





Antrag





Aufteilung der Sachbereiche auf die Kommissionen (Artikel 1 des Entwurfs)





Kommission 1: Grundprinzipien, auswärtige Beziehungen, Sprachen


Kommission 2: Grundrechte und –pflichten, soziale Ziele


Kommission 3: Staatsaufgaben, Finanzen


Kommission 4: Politische Rechte, Verfassungsrevision, Übergangsbestimmungen


Kommission 5: Parlament und Regierung (einschliesslich Verwaltung)


Kommission 6: Gerichtsbehörden und Mediation


Kommission 7: Territoriale Struktur


Kommission 8: Anerkannte Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, Verbände, politische Parteien





Auftrag der Kommissionen 





Kommission 1: Grundprinzipien, auswärtige Beziehungen, Sprachen





Präambel


Stellung des Staates (Merkmale des Staates): souveräner, liberaler, demokratischer Rechts- und Sozialstaat usw.


Ziele des Staates: z.B. das gemeinsame Wohl, Förderung von Freiheit, Frieden, sozialer Gerechtigkeit, Solidarität usw.


Allgemeine Grundsätze: Legalität, Vorrang von höherem Recht, öffentliches Interesse, Verhältnismässigkeit, Treu und Glauben, Rückwirkungs- und Willkürverbot usw.


Auswärtige Beziehungen: Verhältnis zur Eidgenossenschaft (Zusammenarbeit, Solidarität, gegenseitige Achtung, Unterstützungspflicht), Verhältnis zu den anderen Kantonen (Koordination, Zusammenarbeit), Erwähnung der Brückenfunktion des Kantons zwischen Welsch- und Deutschschweiz, Verhältnis zu regionalen oder internationalen Organisationen usw.


Sprachen: Amtssprachen des Kantons, Sprachenfreiheit, Territorialitätsprinzip, Aufgabe des Staates usw.





Bemerkungen:


Die allgemeinen Grundsätze sind von den Staatsaufgaben zu trennen. Die Kommission 1 muss nur die allgemeinen Ziele des Staates und die Grundlagen jeglicher Staatstätigkeit ausarbeiten, während die konkreten Aufträge des Staates im Bildungs- und Gesundheitswesen, bei der Sicherheit usw. im Kapitel über die Staatsaufgaben festgelegt werden.


Die Kommission 1 hätte auch zur Aufgabe, einen allgemeinen Artikel über die auswärtigen Beziehungen des Kantons zu verfassen. Die Kompetenzverteilung zwischen Regierung und Parlament bei den Aussenbeziehungen könnte hingegen von der Kommission geprüft werden, welche sich mit den politischen Behörden auseinander setzt. Diese muss nämlich die Möglichkeit haben, ein zusammenhängendes System bezüglich Rollen- und Kompetenzverteilung der verschiedenen Organe zu erstellen. Sie würde alle Vorschriften zur Kompetenzverteilung ausarbeiten. Dabei informiert sie sich über diesbezügliche Entscheide der anderen Kommissionen und bezieht sie in ihre Arbeit ein (z.B. auswärtige Beziehungen, Finanzen usw.).


Die Sprachenfrage ist ein Querschnitthema: Man könnte sie unter allgemeine Grundsätze, Staatsaufgaben, Grundrechte oder andere nehmen. Weil es sich im Kanton Freiburg um eine wichtige Frage handelt, ist geplant, sie in einer einzigen Kommission zu erörtern.





Kommission 2: Grundrechte und –pflichten, soziale Ziele





Grundfreiheiten: Übernahme der bereits im höheren Recht anerkannten Rechte, Einführung neuer Rechte, wie das Recht auf eine andere Form des Zusammenlebens als die Ehe, das Recht auf Einsicht in offizielle Akten, das Kundgebungs- und Streikrecht usw.





Wirkung der Grundrechte: horizontale Wirkung





Einschränkung und Wesen der Grundrechte





Sozialrechte: Übernahme der sozialen Ziele des höheren Rechts, Einführung neuer Rechte (z.B. Recht auf Wohnung, Recht behinderter Menschen auf Zugang zu öffentlichen Gebäuden)


Grundpflichten oder ev. eine Bestimmung über die Verantwortung jedes Einzelnen


Soziale Ziele: Übernahme von sozialen Zielen des höheren Rechts, Einführung neuer sozialer Ziele wie zum Beispiel das Recht auf allgemeinen Zugang zur Bildung, Recht auf Arbeit, Recht auf Schutz der Familie usw.





Bemerkungen:


Die sozialen Ziele könnten auch von der Kommission "Staatsaufgaben" behandelt werden. Doch ist es wohl sinnvoll, die Sozialrechte und die sozialen Ziele von derselben Kommission prüfen zu lassen, damit klar unterschieden wird zwischen den gerichtlich einforderbaren Sozialrechten und den sozialen Zielen, welche Aufträge an den Gesetzgeber sind. Es besteht zwar das Risiko, dass die Kommission "Staatsaufgaben" soziale Bestimmungen ausarbeitet, aber dann sollte die Präsidentenkonferenz koordinierend eingreifen.





Kommission 3: Staatsaufgaben, Finanzen


Staatsaufgaben: allgemeine Grundsätze (Prinzip des öffentlichen Dienstes, des Verfassungsvorbehalts, der Subsidiarität usw.), Liste der Staatsaufgaben.


Finanzen: allgemeine Grundsätze, finanzielle Mittel, Ausgaben, Subventionen, Finanzaufsicht, Finanzausgleich.





Bemerkungen:


Bei Verfassungsrevisionen werden die Staatsaufgaben und Finanzen oft zusammen genommen. Die Finanzfragen scheinen aber etwas "mager", um damit ausschliesslich eine Kommission zu beauftragen, während die finanziellen Kompetenzen des Staatsrats und des Grossen Rats von der Kommission "Parlament und Regierung" behandelt würden.





Kommission 4: Politische Rechte, Verfassungsrevision, Übergangs- und Schlussbestimmungen





Politische Rechte:


- Anspruchsberechtigung: Erheblichkeit der Staatsangehörigkeit, des Alters, des Wohnorts als Kriterium, Untersagungsverbot


Inhalt: Wahl- und Stimmrecht, Initiativ- und Referendumsrecht, Petitionsrecht, neue Rechte (z.B. Einzelinitiative, konstruktives Referendum u.ä.)


Verfassungsrevision: Grundsatz, Totalrevision, Teilrevision


Übergangs- und Schlussbestimmungen: Inkrafttreten, vorläufige Aufrechterhaltung des geltenden Rechts, Erlass des neuen Rechtes.





Bemerkungen:


Da diese Gegenstände inhaltlich zusammenhängen, gehören sie in den Aufgabenbereich derselben Kommission.


Die Arbeiten zu den Übergangs- und Schlussbestimmungen können von der Kommission im Jahr 2001 nicht abgeschlossen werden. Sie könnte zum Beispiel ein allgemeines System bestimmen, eine oder mehrere Fristen für das Inkrafttreten der neuen Verfassung festlegen, entscheiden, ob die Behörden bis zu dem Zeitpunkt im Amt bleiben, zu dem sie erneuert werden… Ein Grossteil der Übergangs- und Schlussbestimmungen wird von den Vorschlägen der anderen Kommissionen und der endgültigen Ausgestaltung des Verfassungsentwurfs abhängen. 





Kommission 5: Parlament und Regierung (einschliesslich Verwaltung)


Allgemeine Grundsätze: Gewaltenteilung, Unvereinbarkeiten, Ausstand, Amtshäufung, Dauer der Legislatur, Verantwortlichkeit des Staats, Sitz, Immunität usw.


Grosser Rat: Zusammensetzung, Wahl, Stellung der Grossräte, Organisation, Kompetenzen, Verhältnis zu den anderen Behörden.


Staatsrat: Zusammensetzung, Wahl, Organisation, Kompetenzen, Verhältnis zu den anderen Behörden, Kantonsverwaltung (die Frage der Oberamtmänner wird von der Kommission 7 behandelt).





Bemerkungen:


- Die Beziehungen zwischen Legislative und Exekutive bedingen, dass dieselbe Kommission sich mit beiden Behörden auseinander setzt. Die Gerichtsbehörden und die Mediation hingegen gehören in den Aufgabenbereich von Kommission 6, damit die Kommission im Vergleich zu den anderen nicht überlastet wird. 


Die Vorschriften über die Wahl der politischen Behörden hätten auch von der Kommission 4 über die politischen Rechte ausgearbeitet werden können. Doch scheint es zweckmässiger, dass ein und dieselbe Kommission sämtlichen Fragen im Zusammenhang mit einer Behörde nachgeht. So kann ein zusammenhängendes System geschaffen werden. Will eine Kommission nämlich den Wohlmodus einer Behörde festlegen, muss sie die allgemeine Rolle und Aufgaben vor Augen haben, die sie ihr zuweisen will. Die Kommission 5 könnte beispielsweise vorschlagen, dass der Staatsrat vom Grossen Rat gewählt wird, um letzterem mehr Macht einzuräumen. Oder eine Volkswahl der Regierungspräsidentin, bzw. des Regierungspräsidenten, die oder der dann Minister bestimmt.


- Die Oberamtmänner sind ein Sonderfall, da sie sowohl in den Zuständigkeitsbereich der Kommission 5 "Parlament und Regierung" (die Oberamtmänner vertreten den Staatsrat) als auch in jenen der Kommission 7 "Territoriale Struktur" fallen (die Oberamtmänner werden pro Bezirk ernannt). Dennoch scheint es besser, die gesamte Frage der Kommission 7 zu übertragen, da die Beibehaltung ihrer Funktion und ihre Stellung von der Beibehaltung oder der Verringerung der Anzahl Bezirke und von der Einrichtung möglicher neuer regionaler Einheiten abhängen.


- Die Festlegung der Wahlkreise könnte sowohl der Kommission 5 als auch der Kommission 7 "Territoriale Struktur" zugeteilt werden. Die Wahlkreise hängen mit der Legislative zusammen und müssen nicht dem Verwaltungsaufbau entsprechen. Die allgemeinen Grundsätze dieser Systeme können zudem nützliche Hinweise für die Neufestlegung ihrer Gebietsstruktur geben. Deshalb muss der Verfassungsrat entscheiden, welcher Kommission er dieses Mandat übertragen möchte. Das Büro ist für die Kommission 5. Dennoch kann sich die Kommission 7 mit den Wahlkreisen befassen. Bringt sie dazu Vorschläge ein, müssten diese mit denen der Kommission 5 koordiniert werden.





Kommission 6: Gerichtsbehörden und Mediation


Gerichtsbehörden: Grundsätze (Unabhängigkeit, Öffentlichkeit der Verhandlungen), Richterwahl, Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, Aufsicht (z.B. durch einen obersten Magistraturrat), Verfassungsgerichtsbarkeit


Mediationsorgane





Bemerkungen:


Die Kommission 6 oder 7 "Territoriale Struktur" könnte die Gerichtskreise festlegen. Die obige Ausführung zu den Wahlkreisen gilt hier gleichermassen. Das Büro ist für die Kommission 6.





Kommission 7: Territoriale Struktur


Gemeinden: Stellung, Autonomie, Kompetenzen, Organe, Finanzen, Zusammenarbeit zwischen Gemeinden, Gemeindezusammenschlüsse


Bezirke: Stellung, Anzahl, Oberamtmänner


Schaffung neuer regionaler Einheiten





Bemerkungen:


In mehreren Kantonen (Basel-Stadt, Basel-Land, Solothurn, Waadt) wurden sämtliche Bestimmungen betreffend die territoriale Gliederung des Kantons einer einzigen Kommission übertragen, da die entsprechenden Fragen zusammenhängen und nicht aufgeteilt werden können. Sonst könnte nämlich eine Kommission vorschlagen, die Autonomie und die Kompetenzen der Gemeinden zu verstärken, während eine andere den Grossteil ihrer Rechte den Regionen übertragen möchte. Will man ein zusammenhängendes Modell, muss die territoriale Struktur eines Kantons in ihrer Gesamtheit angegangen werden.





Kommission 8: Anerkannte Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, Verbände, politische Parteien





Anerkannte Kirchen: Unabhängigkeit, Kirchgemeinden, Finanzen, Zugehörigkeit


Andere Religionsgemeinschaften


Politische Parteien: Rolle, Mitwirkung bei der Meinungsbildung, Finanzierung


Verbände: Rolle, Anerkennung als gemeinnützige Organisationen











Bemerkung:


Betraut man die Kommission 8 mit diesen Sachbereichen, ergeben sich keine besonderen Probleme an den Schnittstellen zu den Sachbereichen anderer Kommissionen.





Kommentare





Im vorstehenden Modell sind acht Kommissionen geplant. Die Anzahl Kommissionen zu erhöhen ist nicht gut möglich, da man sonst gewisse Sachbereiche aufgliedern müsste, die eigentlich in eine einzige Kommission gehören, oder man würde Kommissionen schaffen, die nicht besonders viel zu analysieren hätten. Im vorgeschlagenen Modell sind die Sachbereiche so aufgeteilt, dass jede Kommission ein gleichwertiges Mandat erhält. Ausserdem scheint es sinnvoll, den Aufgabenbereich jeder Kommission von Anfang an klar zu definieren, um (positive oder negative) Kompetenzkonflikte soweit wie möglich zu vermeiden. Die Aufteilung der Themen auf die Kommission hindert jedoch den Verfassungsrat in keiner Weise daran, diese anschliessend im Plenum zu beraten.





Jede Kommission zählt 15 bis 17 Mitglieder (Art. 2). Damit sämtliche Fraktionen eine Vertretung in jeder Kommission haben, braucht es insgesamt mindestens 131 Kommissionsmitglieder. Die kleinste Fraktion im Verfassungsrat zählt sieben Mitglieder. Daher muss eines in zwei Kommissionen Einsitz nehmen. Auf Antrag der Fraktionspräsidenten plant das Büro fünf 17-köpfige Kommissionen, eine 16-köpfige und zwei 15-köpfige Kommissionen.





Absatz von Artikel 2 wiederholt die Befugnis des Büros, aufgrund der Geschäftsordnung die Mitglieder, sowie die Präsidentinnen und Präsidenten der Kommissionen zu ernennen.





Art. 3 setzt die Frist auf Ende 2001 für die Einreichung der Berichte fest. Dies entspricht auch dem Termin, der in der Rahmenplanung für die Arbeiten des Verfassungsrats genannten wird. Die Berichte sind keine Vorentwürfe für die Kapitel der Verfassung. Es handelt sich um Aussagen und Anträge sowie die Zusammenfassung der entsprechenden Beratungen.








Schlussfolgerung





Der Verordnungsentwurf über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats sorgt für eine ausgewogene Aufteilung der Arbeit. Jeder Kommission - und damit jedem Verfassungsrat, jeder Verfassungsrätin – werden damit umfangreiche Sachfragen übertragen. Wie aus der vorliegenden Botschaft hervorgeht, werden so auch Kompetenzstreitigkeiten vermieden. Die Vorschläge zur Themenaufteilung geben für die neue Verfassung eine Stossrichtung zur Form, ohne jedoch dem Inhalt vorzugreifen.





Das Büro beantragt Ihnen, die Verordnung über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats anzunehmen.











Freiburg, den 31. Januar 2001








Die Präsidentin	                  Der Sekretär





R.-M. DUCROT	                   A. GEINOZ
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